
Positionen und Forderungen des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V.

Unsere Vision ist eine 
Gesellschaft, 

in der die Kinder ihre 
Interessen selbst 

vertreten. Weil sie 
das können. 

Das Recht auf angemessene Lebensbedingungen und die damit einhergehenden Rechte 

auf Bildung und Gesundheit werden in Deutschland zunehmend weniger erfüllt. Das wider-

spricht sowohl der UN-Kinderrechtskonvention als auch dem Nationalen Aktionsplan für 

ein kindergerechtes Deutschland 2005 – 2010. 

Artikel 27 (1) „Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf einen seiner 

körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung angemes-

senen Lebensstandard an.“

Artikel 27 (3) „Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen Verhältnissen 

und im Rahmen ihrer Mittel geeignete Maßnahmen, um den Eltern und anderen für das 

Kind verantwortlichen Personen bei der Verwirklichung dieses Rechts zu helfen (...).“

Aus der UN-Konvention der Kinderrechte

Nach Angaben des Kompetenzzentrums für familienbezogene Leistungen vom Mai 2008 

verfügen ca. 2,4 Mio. Kinder und Jugendliche in 1,4 Mio. Haushalten in Deutschland über 

ein Einkommen, das unterhalb von 60% des gewichteten Medianeinkommens liegt. Die 

Armutsrisikoquote der unter 18-Jährigen liegt damit bei 17,3%. Gleichzeitig wird festgestellt, 

dass Kinder und Jugendliche umso häufi ger von Armut betroffen, je älter sie sind. Dies gilt 

insbesondere für Jugendliche von 15 Jahren bis unter 18 Jahre. Bezieht man diese Armutsri-

sikoquote (aus dem Jahre 2005) auf die aktuellen Zahlen der Bundesagentur für Arbeit, die 

die Personen in Bedarfsgemeinschaften nach SGB II ausweist, schließt die Minderjährigen 

im Sozialhilfebezug nach SGB XII und nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sowie eine 

vorsichtig geschätzte Dunkelziffer mit ein, so sind fast 3 Millionen Kinder und Jugendliche 

in Deutschland derzeit von Armut betroffen. 

Damit ist klar: Keine andere gesellschaftliche Altersgruppe ist so stark von Armut betroffen 

wie Kinder und Jugendliche. Die vorliegenden Daten der Bundesagentur für Arbeit belegen 

deutlich, dass die Kinderarmut höher ist als die von Erwachsenen. Besonders schwierig ist 
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die Situation in Familien mit nur einem Elternteil und für Kinder aus Zuwandererfamilien. 

Sie wachsen deutlich häufi ger in Armut auf, als deutsche Kinder. 

Gerade die Tatsache, dass der konjunkturelle Aufschwung der letzten Jahre nicht zu einer 

Abnahme der Kinderarmut beigetragen hat, macht deutlich, dass wir ein strukturelles 

Problem haben, dem Politik und Gesellschaft mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 

und Kompetenzen entgegentreten müssen. Wir brauchen nicht nur eine Politik, die den 

Geburtenzuwachs in den Mittelpunkt stellt, sondern politische Entscheidungen für die 

Kinder, die da sind. Notwendig hierfür ist ein breites gesellschaftliches Engagement, denn 

Armut und Ausgrenzung ist ein Problem der ganzen Gesellschaft. Mit jedem Monat Untä-

tigkeit werden armen Kindern weitere Bildungs- und Entwicklungschancen geraubt - und 

damit auch ein Stück Zukunft für sie und unsere Gesellschaft. 

Deshalb legt das Deutsche Kinderhilfswerk einen umfangreichen Forderungskatalog zur 

Bekämpfung der Kinderarmut in Deutschland vor, der folgende Kernpunkte beinhaltet:

1. Nationales Programm zur Bekämpfung der Kinderarmut entwickeln

2. Bedarfsgerechte Kindergrundsicherung einführen

3. Mitbestimmungs- und Mitwirkungschancen schaffen

4. Bildungschancen sicherstellen

5. Betreuungsqualitäten steigern

6. Gezielte Förderung von Migrantenkindern 

7. Gesundes Aufwachsen ermöglichen
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Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert ein 

Nationales Programm zur Bekämpfung 

der Kinderarmut in Deutschland und einen 

eigenständigen Bericht der Bundesregie-

rung zur Kinderarmut. Die Bundesregie-

rung soll dazu gemeinsam mit Ländern und 

Kommunen ein umfangreiches Maßnah-

menpaket mit konkreten Zielvorgaben vorle-

gen, mit dem der Kinderarmut wirkungsvoll 

begegnet werden kann.

Nach den neuesten Berechnungen des 

Deutschen Kinderhilfswerkes sind heute 

in Deutschland fast 3 Millionen Kinder und 

Jugendliche von Armut betroffen. Seit der 

Einführung der Hartz-IV-Gesetzgebung hat 

sich der Anteil der Kinder, die von Sozial-

geld leben müssen, mehr als verdoppelt. 

Wie wir bereits in unserem „Kinderreport 

2007“ dargelegt haben, ist es aber nicht 

allein die materielle Armut die das Leben 

dieser Kinder bestimmt. Immer häufi ger 

bleiben sie in isolierten Wohnvierteln unter 

sich, ohne gute Schulbildung, Ausbildungs-

möglichkeiten und ausreichende Unterstüt-

zung bei den Hausaufgaben. Von Armut 

betroffene Kinder und Jugendliche erfahren 

den gesellschaftlichen Ausschluss durch 

den Verzicht auf Taschengeld, Freizeit- und 

Sportangebote. Besonders schlecht ist ihre 

Situation in jenen Bundesländern oder 

Kommunen, die nicht einmal die notwen-

digen Lernmittel oder die Fahrtkosten zur 

Schule fi nanzieren. Entsprechend über-

proportional hat sich die Zahl der Anträge 

erhöht, die das Deutsche Kinderhilfswerk 

über den Kindernothilfefonds für entspre-

chende Notlagen erreichen. 

Je früher und länger ein Kind Armutserfah-

rungen macht, desto gravierender sind die 

individuellen Folgen. Außerdem gehen die 

Potenziale dieser Kinder und Jugendlichen 

verloren. Das wird mittelfristig gravierende 

Auswirkungen auf die volkswirtschaftliche 

Leistung unseres Landes haben. Deutlich 

wird – Kinderarmut bedeutet viel mehr, 

als wenig Geld zu haben. So wie die unter-

schiedlichen Lebenslagen ineinander grei-

fen, muss auch die politische Strategie 

aufgestellt sein: Arbeitsmarkt- und Beschäf-

tigungspolitik sind ebenso zu berücksich-

tigen, wie Familien- und Bildungspolitik, 

Gesundheits- und Sozialpolitik sowie Stad-

tentwicklungs- und Wohnungsbaupolitik. 

Es reicht nicht aus nur eine Dimension der 

Kinderarmut in Angriff zu nehmen, sondern 

es geht darum, die unterschiedlichen 

Handlungsfelder zu einer Gesamtstrategie 

zusammenzufügen. Dies setzt eine Vernet-

zung der Hilfen und Akteure in den Lebens-

räumen der Kinder voraus.

Neben den monetären Leistungen des 

Bundes brauchen Kinder auch gute struktu-

relle Rahmenbedingungen für ihre Entwick-

lung. Hierzu gehört ein fl ächendeckendes 

Angebot von Betreuungs-, Bildunqs- und 

kulturellen sowie sportlichen Angebo-

ten. Hier sind die Länder und Kommunen 

gefragt. Sie dürfen nicht aus ihrer Verant-

wortung entlassen werden.

1. Nationales Programm zur Bekämpfung der Kinderarmut entwickeln
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Ferner weist die aktuelle Forderung des Akti-

onsbündnisses Kinderrechte (Deutsches 

Kinderhilfswerk, UNICEF und Deutscher 

Kinderschutzbund) nach einer Aufnah-

me der Kinderrechte ins Grundgesetz den 

Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die 

Einführung einer bedarfsgerechten Kinder-

grundsicherung. Diese soll den allgemeinen 

und individuellen Bedarfen von Kindern 

Rechnung tragen und den bestmöglichen 

Zugang zu Bildung, Freizeit und gesunder 

Ernährung beinhalten.

Die Wirtschaft profi tiert enorm von den 

Familien, doch im Vergleich mit anderen 

EU-Ländern liegt die Quote dessen was die 

Regierung in den Familienlastenausgleich 

gibt unterhalb des Durchschnitts. Gleichzei-

tig werden Familien durch das Steuer- und 

Abgabesystem und in den sozialen Siche-

rungssystemen übermäßig belastet. Darauf 

hat das Bundesverfassungsgericht weitge-

hend ohne Resonanz hingewiesen . 

Selbst eine Vollzeitstelle reicht bei zwei oder 

mehr Kindern im Haushalt heute aufgrund 

niedriger Tarifl öhne oder untarifl icher 

Bezahlung oft nicht aus, um die Familie 

aus eigener Kraft zu versorgen. Neben dem 

Problem der Familienarmut trotz Erwerbs-

tätigkeit („Working poor“) muss unsere 

Gesellschaft, in der sich etwa die Arbeits-

2. Bedarfsgerechte Kindergrundsicherung einführen

Weg, wie durch Kinderrechte, die sich 

nicht allein aus denen ihrer Eltern ableiten, 

Kinder verfassungsrechtlich gestärkt und 

geschützt werden können.

losigkeit gering qualifi zierter Personen zur 

Dauerarbeitslosigkeit verfestigt, Lösungen 

für Kinder in Familien ohne Familieneinkom-

men fi nden. Adressaten bisheriger Fami-

lien- und Sozialpolitik sind in erster Linie 

die Eltern und weniger die Kinder selbst. 

Die Reduzierung einer Kinderpolitik auf 

die Aspekte der Erziehung, der Betreuung 

und des Schutzes von Kindern widerspricht 

einem modernen Verständnis vom Kind, 

das es als eigenständige Persönlichkeit mit 

individuellen Bedürfnissen sieht. 

Kinder haben nach Artikel 26 und 27 der 

UN-Kinderrechtskonvention eigenständige 

Rechte auf soziale Sicherheit und ange-

messene Lebensbedingungen. Diese gilt 

es zu achten und zu schützen. Eine Kinder-

grundsicherung muss nicht nur Kindern zu 

Gute kommen, deren Eltern Bezieher von 

Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch 

sind, sondern auch Kinder einbeziehen, die 

in „verdeckter Armut“ leben. Im 2. Armuts- 

und Reichtumsbericht der Bundesregierung 

wird davon ausgegangen, dass im Mittel 

auf drei Empfänger von laufender Hilfe zum 

Lebensunterhalt eineinhalb bis zwei weitere 
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Berechtigte ohne Bezug kommen. Analog 

der Vorgaben der UN-Kinderrechtskonventi-

on soll die Kindergrundsicherung bis zum 18. 

Lebensjahr befristet sein. Sinnvoll erscheint 

es deshalb, für über 18-Jährige anstelle der 

Grundsicherung eine eigene, individuelle 

Ausbildungsfi nanzierung zu entwickeln.

Im Gegensatz zu aktuell diskutierten Ausge-

staltungen einer Kindergrundsicherung 

sieht es daher das Deutsche Kinderhilfs-

werk als notwendig an, dass eine Grundsi-

cherung für Kinder mit einer altersgerechten 

Bedarfsbemessung verknüpft wird. Sinnvoll 

erscheinen fünf Stufen, für die Kinder bis 

zum 2. Lebensjahr, bis zum Schuleintritt, 

bis 10 Jahre, bis 14 Jahre und bis zur Voll-

jährigkeit.

Die Höhe der Kindergrundsicherung muss 

sich an verschiedenen Faktoren orientieren. 

Grundlagen sind die Vorgaben des Bundes-

verfassungsgerichtes zur Steuerfreiheit des 

sächlichen Existenzminimums, Erziehungs-, 

Betreuungs- und Ausbildungsfreibeträge, 

die Regelleistungen nach dem Sozialge-

setzbuch und für die Herstellung von mehr 

Chancengerechtigkeit für alle Kinder und 

Jugendlichen die durchschnittlichen Ausga-

ben von Eltern für ihre Kinder. Aus diesen 

Vorgaben soll eine Expertenkommission 

unter Einbezug von Sachverständigen, 

Parteien- und Verbandsvertreter/-innen 

sowie Kindern und Jugendlichen realitäts-

orientiert die Kindergrundsicherung ermit-

teln. Statistische Bestimmungen auf der 

Basis des Bedarfes von Erwachsenen sind 

abzulehnen. 

Durch die Einführung einer Kindergrundsi-

cherung soll die Verteilungsgerechtigkeit 

verbessert werden. Deshalb soll die Kinder-

grundsicherung proportional zum Famili-

eneinkommen gestaffelt werden. Erreicht 

werden kann dieses durch einen sinnvollen 

Umbau des Kinderzuschlages, der allen 

Familien mit Kindern zugute kommen soll, 

bei denen der Kinderfreibetrag im Einkom-

mensteuerrecht nicht zum Tragen kommt. 

So wird sichergestellt, dass Familien mit 

weniger Einkommen stärker von der Kinder-

grundsicherung profi tieren als Familien mit 

hohen Einkommen. Insgesamt soll durch 

eine bedarfsgerechte Kindergrundsiche-

rung das derzeitige System familienun-

terstützender Leistungen ausgewogener 

gestaltet werden. Es darf nicht sein, dass 

durch die derzeitige Ausgestaltung des 

Ehegattensplittings und der steuerlichen 

Freibeträge Eltern mit hohen Einkommen 

überproportional profi tieren oder die Unter-

stützung für Kinder von durchsetzungsfä-

higen Eltern abhängig ist.  

Das weit verbreitete Vorurteil, die mate-

riellen Sozialleistungen würden nicht bei 

den Kindern ankommen, ist nicht halt-

bar. Eine im Herbst 2007 von Prof. Werner 

Wüstendörfer (Georg-Simon-Ohm Hoch-

schule Nürnberg) durchgeführte Befragung 

armutsbetroffener Familien in Nürnberg 

legt dar, dass auch arme Eltern versuchen, 

negative Folgen von Ressourcenmangel 

soweit wie möglich aufzufangen. Mit zuneh-

mender Dauer können sie diesen Ausgleich 

jedoch nicht mehr leisten. In der Regel 

sparen sie zunächst bei sich selbst und den 
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gemeinsamen Familienaktivitäten bevor es 

zu einer Einschränkung bei der Versorgung 

ihrer Kinder kommt. Nach der Analyse des 

Statistischen Bundesamtes steht Kinder-

armut erst am Ende einer von Eltern oder 

Elternteilen nicht mehr beherrschbaren 

Lage. Das Statistische Bundesamt stellt 

außerdem fest, dass die unteren Einkom-

men der Familien mit Kindern mehr Ausga-

ben als Einnahmen hatten. Das heißt viele 

Familien im unteren Einkommenssegment 

mussten sich verschulden.

Infrastruktur und materielle Absicherung 

für Kinder müssen Hand in Hand gehen. Ein 

Nationales Programm gegen Kinderarmut 

sollte daher auch von den Bundesländern 

konkrete Maßnahmen abverlangen. Lehr-

mittelfreiheit, kostenloses Mittagessen, 

kostenfreier Schultransport sollte hierzu 

gehören. In diesem Kontext schlagen wir 

die Einführung einer „Kinderkarte“ vor, die 

Teile der Kindergrundsicherung aus dem 

monetären Bereich herauslöst und Kindern 

für die Nutzung von Infrastruktur zur Verfü-

gung steht. 

Die nicht geringen Kosten für die Einführung 

einer Kindergrundsicherung dürfen nicht zu 

einer Blockadehaltung führen. Nichts kann 

wichtiger sein, als in die Zukunftsfähigkeit 

unseres Landes zu investieren. Es kommt 

also vor allem auf den politischen Gestal-

tungswillen von Regierungen und Parlamen-

ten an, um Kinderarmut in Deutschland zu 

überwinden und allen Kindern und Jugend-

lichen ein chancengerechteres Aufwachsen 

in Deutschland zu ermöglichen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner 

Entscheidung vom 09. Februar 2010 die 

Hartz IV-Kinderregelsätze in ihrer pauscha-

len Ableitung von den Erwachsenenregel-

sätzen für verfassungswidrig erklärt. Bis 

zur Etablierung der Kindergrundsiche-

rung müssen die Regelleistungen nach 

dem SGB II und der Regelsatz nach dem 

SGB XII für Kinder deshalb neu bemessen 

werden. Dazu soll eine Expertenkommissi-

on unter Einbezug von Sachverständigen, 

Parteien- und Verbandsvertreter/-innen 

sowie Kindern und Jugendlichen realitäts-

orientiert eigenständige Kinderregelsät-

ze ermitteln. Bis dahin ist eine sofortige 

Erhöhung der Kinderregelsätze um bis zu 

30 % notwendig. Die Forschungsstelle des 

Paritätischen Gesamtverbandes hat Kinder-

regelsätze methodisch fundiert auf der 

Grundlage der Einkommens-Verbraucher-

Stichprobe (EVS) berechnet. Danach müsste 

der Regelsatz für Kinder bis unter 6 Jahren 

derzeit 276 Euro betragen, für Kinder von 6 

bis unter 14 Jahren 332 Euro und für Kinder 

ab 14 Jahren 358 Euro monatlich. Sicherlich 

kann man über einzelne Stellschrauben 

dieses Vorschlags und die genaue Höhe von 

Hartz IV-Regelsätzen für Kinder und Jugend-

liche treffl ich streiten. Die Regelsätze aber 

zukünftig als Mindestanteil der tatsäch-

lichen Kosten für ein Kind zu bemessen und 

nicht mehr vom Konsumverhalten armer 

Erwachsener abzuleiten, ist ein längst über-

fälliger Schritt.
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Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die 

Schaffung gezielter Mitbestimmungs- und 

Mitwirkungschancen von benachteiligten 

Kindern und Jugendlichen sowie qualifi zierte 

Begleitung bei ihrer Mitwirkung in Kommu-

ne, Schule und Kita durch interkulturelle, 

integrativ-pädagogische bzw. niederschwel-

lige Beteiligungsangebote.

Der 11. Kinder- und Jugendbericht der Bundes-

regierung stellt fest, dass unabhängiges, 

selbstständiges Handeln eine gesicherte 

materielle Existenz sowie soziale Integration 

voraussetzt. Für Kinder und Jugendliche die 

von Armut betroffen sind, verringern sich die 

Möglichkeiten am gesellschaftlichen Leben 

teil zu nehmen – Existenzängste, Ausgren-

zungs- und Stigmatisierungserfahrungen 

fördern Resignation und Rückzug und behin-

dern eine wirksame Beteiligung. Armut ist 

oft auch „Partizipationsarmut“. Wichtig ist 

deshalb, dass Kinder und Jugendliche das 

Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten wieder 

erlangen, in dem ihnen Möglichkeiten der 

Selbstgestaltung und des Kompetenzer-

werbs vermittelt werden. Erst hierdurch erge-

ben sich Auswege aus dem Armutskreislauf.

Gerade benachteiligte Kinder und Jugend-

liche sind auf Orte angewiesen, die ihnen 

Zugang zu und Begleitung bei Beteiligungs-

prozessen bieten. Von entscheidender 

Bedeutung sind deshalb interkulturelle, inte-

grativ-pädagogische bzw. niederschwellige 

Beteiligungsangebote, die jeder und jedem 

Partizipation ermöglichen. Zudem merken 

wir immer wieder, dass sozial benachteiligte 

Menschen es nicht gewohnt sind beteiligt 

zu werden. Kontinuität, Verlässlichkeit und 

Methodenkompetenz sind deshalb von noch 

größerer Bedeutung als bei allgemeinen 

Mitbestimmungs- und Mitwirkungsangebo-

ten. Die Bereitschaft zu Beteiligung ist auch 

bei benachteiligten Kindern und Jugend-

lichen vorhanden, wenn es um konkrete 

greifbare Themen oder Aktionen geht, die 

ihre Lebenswelt betreffen: der Umbau des 

Jugendclubs, die Ausgestaltung von Sport- 

und Freizeitangeboten oder Gestaltungs-

maßnahmen auf dem Schul- und Kitage-

lände. Benachteiligten jungen Menschen 

müssen dabei auch fi nanzielle Ressourcen 

für Fahrtkosten, Material und Teilnahme-

beiträge bereitgestellt werden, damit eine 

aktive Mitarbeit überhaupt möglich ist.

Erzieher/innen, Sozial- und Schulpäda-

gog(inn)en sind oftmals mit Methoden und 

Instrumenten der Partizipation benachtei-

ligter Gruppen nicht vertraut. Es gilt daher, 

ihre Fort- und Weiterbildung in diesem 

Bereich gezielt zu unterstützen. Etwa bietet 

das Internet schichtunspezifi sch eine gute 

Möglichkeit zur Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen. Allerdings müssen hier insbe-

sondere in Kita, Schule und Freizeiteinrich-

tungen Zugänge zum Internet geschaffen 

werden und Angebote vorhanden sein, die 

mit dem Medium vertraut machen. Dabei 

müssen die Angebote nicht nur qualifi ziert 

betreut werden, sondern auch den partizipa-

tiven Charakter ernst nehmen.

3. Mitbestimmungs- und Mitwirkungschancen schaffen
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Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert 

verstärkte Anstrengungen die Chancen-

ungleichheit im deutschen Schulsystem 

zu bekämpfen. Dazu ist ein nach oben 

durchlässiges Schulsystem, ein längeres 

gemeinsames Lernen aller Schüler/innen, 

individuelle Förderprogramme für benach-

teiligte Schüler/innen, der fl ächendeckende 

Ausbau der Ganztagsschule und Lernmittel-

freiheit anzustreben.

Die Benachteiligung in der Bildung setzt 

schon im Vorschulalter ein: Kinder aus armen 

Familien haben häufi ger Probleme beim 

Sprechen und Spielen. Diese Benachteili-

gung wird durch die Schule nicht aufgefan-

gen, sondern häufi g verstärkt. Das haben die 

PISA-Studien bewiesen, in der der Bildungs-

stand von Schülern untersucht wurde. Selbst 

bei gleicher Leistung unterscheidet sich der 

Bildungserfolg nach Einkommen, Bildung 

und ethnischer Herkunft der Eltern. In Rela-

tion zu dem Bruttoinlandsprodukt liegt die 

Bundesrepublik EU-weit auf dem drittletzten 

Platz. Vor allem Migrantenkinder – wobei die 

Gruppe der Migranten ohnehin von einem 

erhöhten Armutsrisiko betroffen ist – haben 

in Deutschland so schlechte Bildungschan-

cen wie in keinem anderen OECD-Land. In 

keinem anderen Land erfolgt die Verteilung 

der Kinder auf die unterschiedlichen Schul-

zweige so früh wie in Deutschland. Ist ein 

Bildungsweg einmal eingeschlagen, ist er 

schwer zu verändern. Im gegliederten Schul-

system fi ndet Durchlässigkeit vorwiegend 

nach unten statt. 

Bildungsarmut wird in Deutschland wie in 

kaum einem anderen europäischen Land 

von einer in die nächste Generation weiter 

getragen. Die Ergebnisse der aktuellen PISA- 

und IGLU-Studien belegen erneut, dass nach 

wie vor in Deutschland die Bildungschancen 

stark vom sozialen Status der Eltern abhän-

gen. Etwa variiert die Freude am Lesen mit 

dem Elterneinkommen: Nur 38 % der Kinder 

mit einem Familiennettoeinkommen unter 

1500 Euro lesen gerne, dagegen 66 % bei 

einem Familiennettoeinkommen über 2000 

Euro. Eltern armer Kinder entscheiden sich 

auch häufi ger gegen den Besuch weiter-

führender Schulen, weil die Kinder früher 

Geld verdienen sollen. Haben Kinder aus 

reicheren Familien Probleme in der Schu-

le, bekommen sie oftmals Nachhilfeunter-

richt oder die Eltern haben aufgrund ihres 

Bildungsstandes die Möglichkeit zu helfen. 

Kinder aus armen Familien werden mit 

ihren Problemen dahingegen vielfach allein 

gelassen. 

Deshalb gilt es, sich gezielt um Kinder aus 

benachteiligten Familien kümmern, denen 

ihre Eltern nicht die gleichen Startbedin-

gungen und damit Chancen auf Teilhabe 

bieten können. Zielstellung muss sein, das 

System der frühen sozialen Auslese zu über-

winden und stattdessen ein durchlässiges 

und sozial gerechtes Schulsystem zu schaf-

fen. Damit alle Schülerinnen und Schüler 

gemäß ihrer Talente und ihrer Leistungsfä-

higkeit den bestmöglichen Schulabschluss 

erreichen können, ist es notwendig, dass 

4.Bildungschancen sicherstellen
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sie eine bessere individuelle Förderung 

erfahren. Für diesen Ansatz individueller 

Förderung braucht Schule mehr Zeit, daher 

ist ein Schulsystem anzustreben in dem 

Kinder und Jugendliche länger gemeinsam 

lernen. Sowohl das Modell der Ganztags- 

als auch der Gemeinschaftsschule bietet 

hierfür neben den fl exiblen Unterrichts-

zeiten ebenso Zeiten des sozialen Lernens 

und Erfahrens. Außerdem kann dort die 

Ernährungssituation für alle Kinder verbes-

sert werden und auch die Gesundheitsvor-

sorge einen festen Platz erhalten. Dabei 

sind die Ressourcen des sozialen Umfeldes 

zu nutzen: Betriebe, Sportvereine, Musik-

schulen, Volkshochschulen sowie Angebote 

der Kinder- und Jugendarbeit. 

Wichtig ist darüber hinaus, dass die 

Bundesländer die Lernmittelfreiheit wieder 

herstellen: Während der Staat noch 1991 

knapp 400 Mio. Euro für den Kauf von Schul-

büchern ausgab, investierte er im Jahr 2005 

lediglich 230 Mio. Euro – obwohl die Zahl 

der Schülerinnen und Schüler im gleichen 

Zeitraum um eine Million gestiegen ist. Es 

ist sicherzustellen, dass alle Kinder mit den 

notwendigen Unterrichtsmaterialien ausge-

stattet sind. Auch ein kostenfreies Schules-

sen, wie es schon von manchen Kommunen 

angeboten wird, ist ein Schritt in die richtige 

Richtung.

Bei der Betrachtung von Bildungslauf-

bahnen fällt auf, dass sich oftmals nach-

haltig negative Brüche beim Übergang von 

der Kita in die Grundschule und beim Über-

gang von der Grundschule in weiterführen-

de Schulen ergeben. Deshalb sind gezielte 

Programme der schulbezogenen Sozialar-

beit zu fördern, um diese Brüche aufzufan-

gen.

Den Folgen von Kinderarmut kann in Schu-

le und auch Jugendhilfe präventiv begeg-

net werden. In Stadtteilkonferenzen, 

Jugend- und Familienangeboten bedarf es 

abgestimmter, auf die Problemlagen zuge-

schnittene Angebote. Zur Verbesserung der 

Qualität und der Quantität entsprechender 

Angebote bedarf es auch einer stärkeren 

fi nanziellen Förderung durch das Land und 

die Kommunen.

5. Betreuungsqualitäten steigern

Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die 

vollständige staatliche Ausfi nanzierung 

von Betreuungsangeboten vom vollendeten 

ersten Lebensjahr bis zum Schuleintritt und 

eine Anpassung der personellen Ausstat-

tung in Einrichtungen der frühkindlichen 

Bildung an die EU-Richtlinien. Ferner sind 

Qualifi zierungs- und Weiterbildungsmög-

lichkeiten für Mitarbeiter/-innen sowie ein 

verbindliches Bildungsprogramm bis zum 
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zehnten Lebensjahr zu entwickeln, das auch 

die Ressourcen und Beteiligungsmöglich-

keiten der Kinder in den Mittelpunkt stellt. 

Der  vorschulischen Bildung für die Kinder 

kommt eine besondere Bedeutung zu, da 

ihre Lern- und Aufnahmefähigkeit in diesem 

Alter besonders hoch ist. Kinder dieses 

Alters wollen lernen, ausprobieren und 

experimentieren, sind von sich aus neugie-

rig und wissbegierig. Nie wieder lernen 

Menschen so viel und mit so großem Spaß 

wie in den ersten Lebensjahren. Dabei kann 

eine gute Bildung schon für kleine Kinder 

die Chancengleichheit in unserer Gesell-

schaft fördern. Denn durch eine frühe Förde-

rung können herkunftsbedingte und sozi-

ale Unterschiede am besten ausgeglichen 

werden. Gerade Kinder aus bildungsfernen 

Familien profi tieren vom frühen Kindergar-

tenbesuch . Deshalb ist es wichtig, Kindern 

vom vollendeten ersten bis zum dritten 

Lebensjahr einen allgemeinen Rechtsan-

spruch auf Tagesbetreuung zu gewähren. 

Mittelfristig muss auch ein Anspruch auf 

ganztägige Betreuung für Kinder zwischen 

drei und sechs Jahren festgesetzt werden 

. Demgegenüber ist festzustellen, dass 

die Bundesrepublik Deutschland zu wenig 

im Bereich der vorschulischen Bildung 

investiert. Statt der von der Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (OECD) geforderten Minde-

stinvestition von 1 % des Bruttoinlandspro-

duktes wird in diesem Bereich bei sinken-

der Tendenz lediglich 0,66 % investiert. 

Das wirkt sich natürlich auf die Gruppengrö-

ßen in den Kitas aus. Dabei sind im Bereich 

der Kinderkrippen für eine Gruppe von acht 

Kindern drei bis vier Fachkräfte angemes-

sen. Generell gibt es auf EU-Ebene bereits 

Richtzahlen für Gruppengrößen: Etwa soll 

bei Kleinkindern eine Erzieherin/ein Erzie-

her für fünf Kinder bis 2010 EU-weit die 

Regel sein. Maßstäbe, die etwa in Skandi-

navien schon heute die Regel und von der 

die Kitas in Deutschland noch sehr weit 

entfernt sind. 

Daneben muss es zu einer deutlichen 

Verbesserung der Qualifi zierung des Perso-

nals kommen. Neben der Vermittlung von 

fachpraktischen Kernkompetenzen müssen 

die Diagnosefähigkeiten des Personals 

besser als bisher ausgebildet werden, um 

vor allem die Fähigkeiten der Kinder, aber 

auch ihre Defi zite erkennen zu können. 

Außerdem bedarf es gezielter Maßnahmen, 

dass künftig mehr Männer den Beruf des 

Erziehers ergreifen.

Um die Grundlagen für eine frühe und indi-

viduelle Förderung der Kinder herzustellen, 

den Bildungsprozessen in Schulen und 

den Kindertageseinrichtungen Transparenz 

zu verleihen sowie Fachkräften und Eltern 

Orientierung zu bieten, müssen die Bundes-

länder ein entsprechendes Bildungs-

programm festlegen. Dessen Standards 

müssen kontinuierlich evaluiert und weiter-

entwickelt werden. 



Positionen und Forderungen des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V.

Wesentlicher Bestandteil der vorschulischen 

Bildung in Kindertageseinrichtungen muss 

auch die altersgerechte Beteiligung der 

Kinder sein. Bereits hier können Kinder 

demokratisches Denken und Handeln erfah-

ren und einüben. Dazu müssen sie regel-

mäßig in die Entscheidungen der Kinderta-

geseinrichtung einbezogen werden. 

Ferner gilt es, Kitas zu Begegnungs- und 

Beratungszentren für Mütter und Väter zu 

entwickeln, die weitergehende Angebote für 

Eltern anbieten. Insbesondere für Eltern, die 

bisher wenige Kenntnisse über Bildungs-

prozesse der Kinder haben, müssen neue 

Formen der Ansprache und Kontaktaufnah-

me erprobt werden. So können Familienbil-

dungsveranstaltungen für alle Eltern sowie 

Integrationskurse für Mütter und Väter mit 

Migrationshintergrund angeboten werden. 

Vorbild kann dafür das englische Modell der 

„Early Excellence Centers“ sein. 

Schließlich stellt sich die Frage wie im Zuge 

der Ausweitung der Betreuung durch das 

Kindertagesstättenförderungsgesetz der 

Bedarf an ausgebildeten Erzieher/innen 

gedeckt werden soll. Die Ausbildung von 

derzeit rund 6000 Erzieher/innen pro Jahr 

reicht bei weitem nicht aus. In diesem 

Zusammenhang müsste grundsätzlich 

darüber diskutiert werden, wie die Ausbil-

dung für männliche Erzieher/innen ange-

regt werden kann. Der geringe Anteil von 

männlichen Erziehern steht einem moder-

nen koedukativen Ansatz entgegen.

Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die 

gezielte Förderung von Kindern mit Migra-

tionshintergrund über ein Bildungspro-

gramm, das um interkulturelle Inhalte 

ergänzt wird und eine gezielte Sprachförde-

rung sicherstellt. Weiterhin ist die Verbes-

serung der gesundheitlichen Beratung und 

Versorgung von Familien mit Migrationshin-

tergrund durch eine verstärkte Öffnung und 

Erweiterung der bestehenden Gesundheits-

dienste voran zu treiben.

Der 12. Kinder- und Jugendbericht der 

Bundesregierung stellt zutreffend fest, dass 

Vorschulkinder ohne deutschen Pass über-

proportional von Einkommensarmut betrof-

fen sind: „Die Armutsquote ist nach den 

Ergebnissen der Studie des Institutes für 

Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS) zur 

Armut im Vorschulalter bei ihnen mit über 

40% mehr als doppelt so hoch wie bei den 

deutschen Kindern.“ Erschwerend kommt 

hinzu, dass viele (insbesondere türkische) 

Migrantenfamilien schlechtere Wohnbedin-

gungen als Deutsche haben. 

Für die Kinder bedeutet dies geringe Rück-

zugsmöglichkeiten und schlechte Lern-

bedingungen. Im Bereich der schulischen 

Bildung muss festgestellt werden, dass 

6. Gezielte Förderung von Migrantenkindern 
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in kaum einem der anderen Industrie-

staaten Migrantenkinder so schlechte 

Bildungschancen wie in Deutschland haben. 

Besonders schwierig ist die Situation für 

Flüchtlingskinder, die in mehreren Bundes-

ländern von der Schulpfl icht ausgenommen 

sind und darüber hinaus keinen rechtlichen 

Zugang zu Ausbildung und Arbeit und damit 

keine berufl iche Perspektive haben.

Die OECD hat zudem festgestellt, dass in 

Ländern mit klar strukturierten Sprach-

programmen der Leistungsunterschied 

zwischen Kindern mit und Kindern ohne 

Migrationshintergrund geringer ausfällt. 

Deshalb besteht in dieser Richtung sofor-

tiger Handlungsbedarf. Sprachförderung 

muss so früh wie möglich, d.h. spätestens 

in Kindertagesstätten, einsetzen. Notwen-

dig erscheint vor diesem Hintergrund, die 

stärkere Berücksichtigung von Lehrer/

innen, Sozialpädagog(inn)en und Erzieher/

innen mit Migrationshintergrund. 

Da die Sprachkompetenz der Familien, 

insbesondere die der Mütter, eine zentra-

le Rolle spielt, sollten die Familien in die 

Sprachförderprogramme einbezogen 

werden. Hier sind bundeseinheitliche 

Regelungen notwendig, der Verweis auf 

Länderzuständigkeiten muss aufgrund des 

Problemdrucks in diesem Bereich in den 

Hintergrund rücken. Ein Schlüssel für die 

soziale Integration und zur Vermeidung von 

Ausgrenzung ist zudem die gezielte Auswei-

tung von Partizipationsmöglichkeiten für 

Kinder mit Migrationshintergrund. 

Bei der Gesundheitsversorgung von Kindern 

und Jugendlichen aus Migrantenfamilien 

ist den kulturellen Unterschieden, die trotz 

der langen Aufenthaltsdauer von Migrant/-

innen in Deutschland noch immer beste-

hen, Rechnung zu tragen. Anzustreben ist 

eine verstärkte Öffnung und Erweiterung 

der bestehenden Gesundheitsdienste, 

der Aufbau von interkulturellen Teams zur 

qualifi zierten kultursensiblen Beratung und 

Behandlung, z.B. in ethno-medizinischen 

Zentren, sowie die Erweiterung von Curricu-

la um interkulturelle Inhalte. 

Ein besonderer Handlungsbedarf besteht 

bei Flüchtlingskindern, die in vielen Fällen 

von einer Leistungsgewährung nach SGB XII 

ausgeschlossen sind. Bisher gilt für Kinder 

von Asylbewerbern, Geduldeten, Ausreise-

pfl ichtigen und Personen mit einer Aufent-

haltserlaubnis aus humanitären Gründen 

die Sonderregelung des Asylbewerber-

leistungsgesetzes, nach der nur Sachlei-

stungen oder ein abgesenkter Regelsatz 

gezahlt wird. Dieser liegt bis zu 35 % unter 

dem Regelsatz nach SGB XII. Der norma-

le Regelsatz wird erst nach frühestens vier 

Jahren gezahlt. Betroffen von dieser sozial-

rechtlichen Schlechterstellung sind derzeit 

ca. 40.000 Kinder in Deutschland. 



Positionen und Forderungen des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V.

Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die 

gezielte Bewegungsförderung und die 

gesunde Ernährung als Schwerpunktthe-

men in Kita und Schule, insbesondere in 

Brennpunktgebieten, sowie kostengünstige 

Zugänge zu Freizeit- und Ferienangeboten.

Armut und gesundheitliche Risikofaktoren 

gehen Hand in Hand. Trotz der prinzipiell 

kostenlosen Gesundheitsversorgung für 

Kinder und der kostenfreien Früherken-

nungsuntersuchungen werden insbeson-

dere sozial benachteiligte Mädchen und 

Jungen von diesen Angeboten nicht erreicht .

Zahlreiche neuere Untersuchungen wie die 

KIGGS-Studie, die Bella-Studie oder die 

HBSC-Studie haben drastische Alarmzei-

chen herausgearbeitet: Etwa eine deutlich 

höhere postnatale Säuglingssterblich-

keit als in den oberen sozialen Schichten, 

eine zweimal höhere Mortalitätsrate durch 

Unfälle als bei Kindern aus privilegierteren 

Schichten, ein sehr viel häufi geres Auftre-

ten akuter Erkrankungen und eine höhere 

Anfälligkeit für chronische Erkrankungen, 

ein Drittel der Kinder von Langzeitarbeitslo-

sen nicht ausreichend geimpft. Gleichzeitig 

sind Familien in belasteten Wohngebieten 

verminderten Wohnumfeldqualitäten, wie 

etwa deutlich höheren Lärmbelastungen, 

ausgesetzt.  

Oft wird in armen Familien am Essen 

gespart. In manchen Familien führt das 

dazu, dass Kinder nicht satt werden. In 

anderen Familien wird nur das Billigste 

gekauft, wodurch eine ausgewogene Ernäh-

rung nicht stattfi ndet. Viele von Armut 

betroffene Kinder kommen ohne Schulbrot 

in die Schule oder nehmen nicht am Schu-

lessen teil. Das ist den Kindern oft peinlich, 

manche sagen „es schmeckt nicht“ – auch 

wenn sie es vielleicht nie probiert haben. 

Deshalb sind vorhandene Erkenntnisse, 

die Kindern helfen, ihre Ressourcen auszu-

bauen, wie sie in den Konzepten der Salu-

togenese und Resilienz herausgearbeitet 

wurden – über Modellprojekte hinaus – von 

großer Bedeutung. 

In Schule und Kindertagesstätte können 

Heranwachsende, unabhängig von ihrem 

sozialen Status, gesunde Verhaltensweisen 

leben lernen. Gesundheits- und Bewegungs-

förderung bezieht sich in diesen Einrich-

tungen häufi g auf Rahmenbedingungen wie 

die Gestaltung von Gebäuden, Schulhof und 

Schulweg. Seltener schließen sie die Inhalte 

des Unterrichts selbst ein, wie beispielswei-

se gesundheitsbezogene Projekttage oder 

-wochen. In diesem Kontext könnte das 

Fach „Gesundheitsbildung“ erprobt und 

unter intensiver Beteiligung der Kinder und 

Eltern sowie von lokalen Fachkräften einge-

führt werden. Darüber können Kinder auch 

schon frühzeitig mit gesunden Ernährungs-

gewohnheiten vertraut gemacht werden. 

Ferner muss in Schulen „bewegtes Lernen“ 

verstärkt thematisiert und durch geeignete 

Instrumente wie die Ausgestaltung eines 

bewegungsorientierten Nachmittagsange-

botes durch Arbeitsgemeinschaften und 

7. Gesundes Aufwachsen ermöglichen
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Sportvereine oder die Bewegungsbaustelle 

des Deutschen Kinderhilfswerkes unter-

stützt werden.

Mit dem Programm „Eine Mahlzeit für alle 

Kinder“ unterstützt das Deutsche Kinder-

hilfswerk Maßnahmen, die allen Schüle-

rinnen und Schülern – auch außerhalb von 

Ganztagsangeboten und zur Mittagszeit – 

eine ausgewogene Ernährung ermöglicht. 

Gleichzeitig würden wir es begrüßen, wenn 

wie in Finnland eine allgemeine kostenfreie 

Schulspeisung fi nanziert werden würde. 

Schließlich sind Kinder in armen Familien 

oftmals von Freizeitangeboten und damit 

von Bewegungs- und Erholungsaktivitäten 

ausgeschlossen. Ihre Eltern können die 

Kosten für die Klassen- oder Ferienfahrt 

nicht aufbringen und öffentliche Zuschüs- Herausgeber:
Deutsches Kinderhilfswerk e.V.
Leipziger Straße 116-118
10117 Berlin
dkhw@dkhw.de
www.dkhw.de

Weitere Informationen:
Infostelle des 
Deutschen Kinderhilfswerkes:
Tel.: 030/308 693-27

Weiterführende Zahlen, 
Daten und Fakten unter
www.dkhw.de

 >> Impressum

>> Spenden Sie!

Helfen Sie Kindern in Deutsch-
land, sich zu selbstbewussten, 
starken, gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeiten zu entwickeln. 
Verschaffen Sie Kindern einen 
gleichberechtigten Platz in 
unserer Gesellschaft!

Spendenkonto:
Bank für Sozialwirtschaft
Kto.-Nr. 333 11 11
BLZ 100 205 00

se oder kostengünstige Angebote sind rar. 

Der Abbau von staatlich geförderten Frei-

zeitangeboten wirkt hier verstärkend. Das 

Deutsche Kinderhilfswerk fördert deshalb 

über den Kindernothilfefonds gezielt Feri-

enfahrten für arme Kinder. Defi zitäre Wohn-

umfeldqualitäten in Gebieten mit besonde-

rem Entwicklungsbedarf wirken in diesem 

Zusammenhang verstärkend. Daher muss 

durch Stadtteilentwicklungsprogramme eine 

deutliche Verbesserung der Spiel-, Freizeit- 

und Bewegungsqualitäten erzielt werden. 

Entsprechend sind auch die Vernetzung 

der Akteure im Stadtteil und die Bündelung 

ihrer Ressourcen voranzutreiben.

Stand: 18.05.2010 

Dieses Positionspapier ist Teil der bundesweiten Kampagne des Deutschen Kinderhilfs-

werkes zum Thema Chancengleichheit für alle Kinder und Jugendlichen in Deutschland.
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